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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

VOM

15, Dezember1978 ~r..7482

Mit Beschluss Nr~ .1810 .vom~ 25~ März 1~77 hat der Regierurigsrat

di~ von der~unte~breitete

Baulandumlegung “Hofacker, Sonnhajde, Dubler und Bifang~‘ ~rund

sätzlich genehmigt~ Die Gemeinde wurde beauftragt, die Landum1e.~

gung vermessen und vermarkeri zu lassen; diesem Auftrag ist sie

nachgekommen. Der definitiven Genehmigung steht daher nichts im

Wege. Die Gebührenbefreiung wurde schon anlässlich der grundsätz~

lichen Genehmigung ausgesprochen~ Eine Genehmigungsgebühr ist

ebenfalls schon erhoben worden~

Eg wird

beschlossen:

1. Die Baulandumlegung “Hofacker, Sonnhalde, Dubler und Bifang“

der Einwohnergemeinde Nuglar—St. Pantaleon wird im Sinne von

§ 5 der Verordnung Uber die Umlegung oder Zusammenlegung von
Bauland vom 16. Februar 1954, gestUtzt auf den vorgelegten

Plan mit Flächentabelle und Bereinigung der Dienstbarkeiten,

definitiv genehmigt.

2, Die Amtschreiberej Dorneck in Dornach wird beauftragt, den

neuen Besitzstand im Grundbuch einzutragen.

Der Staatsschrejber

~
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Bau-Departement (4), mit Akten pk
Hochbauamt (2)
Tiefbauamt (2)
Amt für Raurnplanung (2), mit 1 gen. Plan (Leinwand) und je

1 Flächentabelle und Bereinigung der Dienstbarkeiten
Rechtsdienst pw
Amtschreiberei Dorneck, 4143 Dornach, mit 1 gen. Plan und je

1 Flächentabelle und Bereinigung der Dienstbarkeiten
Kreisbauamt III, 4143 Dornach~ mit 1 gen. Plan und je 1 Flächen

tabelle und Bereinigung der Dienstbarkeiten
Ammannamt der Einwohnergemeinde, 4412 Nuglar-St. Pantaleon (2),

mit 1 gen. Plan und je 1 Flächentabelle und Bereinigung
der Dienstbarkeiten

:‘:Baukorr~xnigsion der Einwohnergemeinde, 4412. Nuglar-St. ~Panta1eon
Ingenieur— und Vermess~ngsbüro Armin Hulliger, 4143 Dornach
Amtsblatt -(Publsk-a~ion von Ziff-er- 1 des Dispositivs)
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VOM

E 3 QMRZ.1977 25. März 1977 Nr. 1810

wo er~gemeinde Nuglar legt die Baulandumlegung “Hofacker,

Sonnhalde, Dubler Bifang“ in Nuglar zur grundsätzlichen Genehmi

gung vor. Die Umlegungsakten lagen in der Zeit vom 24. Januar bis

22. Februar .1976 tiffentlieh auf. Während dieser Frist haben 22

Eigentümer Einsprache beim Gemeinderat eingereicht. Davon wurde

1 Einsprache zurückgezogen, 14 wurden abgewiesen und 7. ganz oder

zum Teil gutgeheissen, was eine neue Planauflage bedingte. Diese

fand vom 26. April bis 26. Mai 1976 statt. GQgen diese z~~ite

Planauflage wurden erneut 4 Einsprachen eingereicht, welche der

Gemeinderat jedoch abwies. Gegen die abweisenden Entscheide: in

der 1. und 2. Planauflage haben die folgenden Grundeigentümer

beim Regierungerat Beschwerd~ erhoben:

1. Paul Borer—Bislin, Bifangstrasse 272, Nuglar,

2. Hans Saladin—Rudin, Bifangstrasse 261, Nuglar,

3. Bertha Frei—Hackspiel, Hofackerstrasse 246, Nuglar,

4. Fritz Saladin—Rudin, Hofackerstrasse 270, Nuglar,

5. Fritz Mango‘d—Saladin, Bi±‘angstrasse 259, Nuglar,
vertreten durch Dr. F. Schumacher, Fürsprech,
Bannhollenweg 15, Dornach

6. Urs Saladin AG, Weinhandlung, Nuglar, *

7. Emil Saladin, Nönchweg2, Luzern

8. ~‘trie Mangold—Hackspiel, Nuglar

9.a Egon Frei,Emanuel—Büchelstrasse 12, Pratteln

b. Erwin Frei,Mattenweg 1, lausen

10. Alex Werder—Frei, Sonnhalde ?60, Nuglar

11. Alfred Hackspiel, Ho±‘ackerstrasse 236, Nugiar

12. Walter Saladin, Freidorf 43, Muttenz

13. Fritz Lehmann, Bifangstrasse, Nuglar

25307-100000 -1977



—2—

Auf Einladung des Bau-Departementes fanden am 17. und 18, August

1976 mit Vertretern der Gemeinde, dem Planer und den Beschwerde—

führern Verhandlungen statt, Ein Augenschein wurde durch die

Beamten des Bau-Departementes vorgängig durchgeführt, Aufgrund

des Ergebnisses dieser Verhandlungen musste eine erneute Teil—

auflage durchgeführt werden, welche vom 16. September bis 15. Ok

tober 1976 durchgeführt wurde. Gegen diese Auflage erfolgten

wiederum 2‘Einsprachen, die jedoch vom Gemeinderat abgewiesen

wurden. Beide Grundeigentümer reichten gegen den Batscheid des

Gemeinderate~ Beschwerde beim Regierungsrat ein.

14. KarlSaladin—Maillard, Winkel 7, Nuglar,

Walter Saladin, Freidorf 45, Muttenz, (vgl. Nr. 12).

B~amte des Eau—Departementes verhandelten auch mit diesen beiden

Grundeigentümern, und zwar am .22.. Dezember 1976

~

1.

Die Beschwerdeführer sind Grundeigentümer. in dem durch den- Plan

berührten Gebiet de~ Gemeinde Nugla~‘. Die Beschwerden sind~ recht

zeitig eingereicht worden, so dass auf diese einzutreten ist

(Ausnahme Beschwerde Nr. 15),

II. -

Aufgrund der zweiten unU dritten .Pianauflage und der Ve~handlun—

gen vom l7./18, August und 22. Dezember 1976 konnten verschiedene

Rückzüge der Beschwerden erreicht werden. Es sind die Beschwerden

Nr. 1, 2, 4, 5, 6, 7, 10, 11, l2und.l4. Diese Kbnnen als gegen

standslos von der Geschäftskontrolle ab.geschrieben werden, Die

Kostenvorschüsse werden, soweit geleistet, abzüglich je 40 Franken

für Auslagen, Porti, Schreibgebühren usw., zurückerstattet, Von

den andern Beschwerdeführern, die keinen Kostenvorschu~s gelei

stet haben, sind die Anteile von je 40 Franken mit Rechnun~ ein

zufordern,
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1. Bertha Frei—Hackspiel, vertreten durch den Ehemann

Robert Frei, Nuglar

Mit ihrer Beschwerde verlangt Frau Frei ein uneinge~chränk—

tes Durchgangsrecht über die Neuzuteilungsparzelle 1 und nicht

nur ein Fusswegrecht von 1,2 m Breite mit der BegrUndung, ihr

Bauplatz sei klein und sie sei deswegen gezwungen, den Pflanz—

garten auf dem Kulturland ausserhalb der Bauzone ängrenzend

an die Neuzuteilungsp~zelle Nr. 1 anzulegen.

Der Gemeinderat hiess die Einsprache der BeschwerdefUjarerin

in dem Sinne gut, dass sie das zuerst im Norden geplante

Wegrecht nach Süden verlegte, verlängerte und ein Fuseweg—

recht mit einer Breite von 1,2 m neu begrUndete. Der, G~e—

meinderat erachtete ein Fahrwegrecht über die Parzelle Nr. 1

als nicht notwendig, da die Restparzelle 2197 der Besbhwerde—

führerin von Westen her erschlossen sei, D~r Regierungsrat

kann sich der Begründung der Gemeinde voll und ganz anschlies—

sen. Es ist noch zu erwähnen, dass ein, Wegrecht von l,~2 m

Breite vollauf genügt, um vom Baugrundstück Handkarren,

Gartenmaterial und Werkzeug zum Pflanzgarten zu tran~por—

tieren:, Ein Auto ist dazu für eine Strecke von knapp 33 m

auf kei~en Fall nötig, Muss aber ausnahmsweise einmal ein

Auto oder Traktor benützt werden, so kann die Parzelle 2197

von Westen her befahren werden, da das Grundstück an eine

Strasse angrenzt. Der kleine Umweg darf der Beschw‘e~de—

führerin zugemutet werden. Zudem werden Dienstbarkeit~n,

insbesondere Wegrechte, nur neu begründet, wenn sie unbe—

dingt.:~ n~tig sind und die Grundstücke sonst k~ine~i Zugang

zu eine~ öffentlichen Strasse besitzen, was hier gar nIcht

der Fall ist,

Die Beschwerde ist aus diesem Grunde abzuweisen, Die Beschwer—

defUlarerin hat eine Entscheidgebahr von 100 Franken zu bezah

len, welche mit dem Kostenvorschuss verrechnet wird,
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Mit Datum vom 18. Juli 1976 erhob Herr Lehmann eine Beschwerde

beim Regierungsrat, womit er sich gegen die Landzuteilung und

den öffentlichen Abzug be~chwerte. Herr Lehmann wurde zur

Parteiverhandlung vom .L7. August 1976 eingeladen, an welcher

sich folgendes ergab:

Der Beschwerdefölarer hat sich bei der Abklärung der Plazie

rungswünsche gegen eine Baulandunlegung ausgesprochen. Bei

der Neuzuteilung wurden Herrn Lehmann die bisher bestehenden

Grenzen nur im Rahmen d~r abzugspflichtigen Flächen korn.

giert. Herr Lehmann hat wahrend der Auflagefrist keine Ein.- (
sprache eingereicht. Die Beschwerde vom 18. Juli 1976 rich—

tet sich denn auch nicht gegen einen Entscheid des Gemeinde—

rates. Zudem werden Tatsachen aufgeführt, die mit der lau

fenden Baulandunlegung nich,ts zu tun haben,

Auf die Beschwerde ist somit aus formellen Grii~nden nicht

einzutreten, An die Kosten des Verfahrens hat Herr Lehmann

einen Anteil von 100 Franken zu bezahlen,

3 a, ~ und Erwin Frei Laus an

Mit der Beschwerde ~n deb. Regierungsrat reichten die Ge

brüder Frei zugleich ein Wiedererwägungsgesuch ein, Die Ge.

meinde trat auf das G-eeüch nicht ein. Gegen diesen Beschluss

des Gemeinderates richtet dich die Beschwerde vdi~n 1, Oktober

1976.

Legitimiert zu einem Wiedererwagungsgesuch ist, wer im han—

gigen Verfahren Partei ist, Pbrtei gemäss § 12 des Ver~al—

tungsrechtspflegegesetzes (VRG) ist jedermann, dessen Rechte

und Pflichten durch die Verwaltungssache berührt werden, Es

±st unbestritten, dass die Herren Egon und Erwin Frei als

Teilnehmer an der Baulandumlegung legitimiert sind,



Eine .Wiedererwägung kann nach § 28 ~VRG nur da~i mit Erfolg

verlangt werden, wenn neuQ erhebliche Tatsachen oder Be—

weismittel, also “Nov&‘, vorliegen oder geltend gemacht

werden. Fehlen diese Erfordernisse, so ist auf das Gesuch

nicht einzutreten. Um eine Wiedererwägung des gemeinderät—

lichen Beschlusses zu erreichen, müssten also erhebliche

Tatsachen oder Beweismittel gegenüber dem materiellen Ge.

halt des Gemeinderatsbeschlusses geltend gemacht werden

können. Derartige qualif~zierte Gründe werden von den Ge—.

suchstellern nicht dargetan. Das Bundesgericht bezeichnet

als Novum “eine gegenüber dem Tatbestand des ersten Ent

scheides wesentlich verändert~_~hl~. .‘..,. oder es

müssten die Gesuchsteller wenigstens sonst für die Beur

teilung der Verhaltnisse erhebliche Tatsachen oder Be

weismittel anrufen können die früher nicht bekani~it waren

oder ~~ieun—

~g~ich war oder ~eV~anlassunb~!ta~“ (BGE 67 1 73),

In diesem Sinne h~t auch der Regierungsrat eine langjährige

Praxis entwickelt, Er trat auf ein Wiedererwägungsgesuch nur

ein, wenn ein erweisbarer Irrtum hinsichtlich entscheidender

Tatsachen gewaltet hat oder wenn neue entscheidende Tatsachen

oder B~weismittel vorgebracht werden, welche der Gesuchsteller

nicht kannte oder wegen Verhältnissen, welche ausserhalb sei

ner Gewalt lagen, ~.icht vorlegen oder geltend machen konnte

(GE FR 1949/8 Ziffer 2; 1950/15 Ziffer 4 und 1970/25).

Diese Einschränkungen sind dadurch beg~‘ündet, dass die allge—

meine~Rechtssicherheit eine gewisse Beständigkeit der einmal

getroffenen Entscheide verlangt. Dasselbe gilt natürlich nicht

nur~ für die Entscheide des Regierungsrates, sondern ebenso

sehr oder umsomehr für die Entscheide der unteren Verwaltungs

behörden, die sich an. den Entscheiden des Regierungsrates zu

orientieren haben, und der Regierungsrat im Beschwerdever—

fahren nicht ohne Grund von seiner Praxis abweichen wird.



Im vorliegenden Fall können neue erhebliche Tatsachen oder

Beweismittel, welche zu einem andern Entscheid des Gemeinde—

rates hätten führen können, nicht geltend gemacht werden,

Alle Punkte, die die Beschwe~deführer im Wiedererwägungsge—

such anfiihren, waren schon beim Entscheid des Gemeinderates

in der Sache selber bekamt und behandelt worden, Der Ge—

meinderat ist deshalb zu Recht auf das Wiedererwägungsgesuch

nicht eingetreten, Die Beschwerde der Gebrüder Frei ist des

halb kostenfällig abzuweisen, Es wird eine Entscheidgebühr

von 100 Fränken erhoben, die mit dem Kostenvorschuss ver—

rechnet wird.

b)~

Die Beschwerdeflihrer verlangen, dass ihre neu zugeteilte Par

zelle unter Auflösung des Miteigentums. in zwei Parzellen aus—

zuscheiden sei, Die Zuteilung von zwei separaten Bauparzellen

wäre ohne weiteres der Fläche nach möglich, wobei aber immer

noch nichts ausgesagt ist über die Auflösung des Miteigentums,

Sind deshalb zwei Parzellen, die wiederum im Niteigentum ste—

hen,zuzuteilen, oder können zwei Par~elle~i zu Alleineigentum

zugeteilt werden? Diese Frage wurde dem Kantonalen Grundbuch—

inspektorat zur Begutachtung vorgelegt. Der Grundbuchinspek—

tor vertritt die Ansicht, dass im solothurnischen Baurecht

keine rechtliche Grundlage bestehe, gemeinschaftliches Ei—

gentuin durch eine Verwaltungsbehörde aufzulösen. Dies sei

hach dem Schweizerischen Zivilgesetzbuch (ZGB) immer noch

Säche des Ziviirichters, und das ZGB gehe jeder andern

Praxis und Regelung vorn Auch wenn eine Bestimmung im Bau—

gesetz zu finden wäre, wäre die Auflösung von Miteigentum

noch problematisch. Die Auflösung von Miteigentum ware nur

als Ausnahme zu verstehen, da sie doch weitgehend ins Privat

recht eingreife, Und solche Eingriffe seien nur dann statt

haft, wenn erstens die Grundeigentümer die Zustimmung erteil

ten, und zweitens, wenn die Eingriffe von öffentlichem Inter

esse getragen seien, was immer dann der Fall sei, wenn die



Zusammenlegung damit erleichtert oder die Grundbuchein—

fiihrung oder die Auswertung des Bodens vereinfacht und

verbes~ert werden könnte, Beide Voraussetzungen träfen

hier nicht zu, so dass es nicht einer Verwaltungsbehörde

anheimgestellt werden könne, über die Auflösung von Mit—

eigentun zu befinden, Dieser Neinungsäusserung ist zu

folgen.

Die Beschwerde ist daher abzuweisen. ]~ie Bes~hwerdefjjhrer

haben eine Entscheidgebülir vonlOO Franken zubezahlen,

welche mit Rechnung einzufordern ~ind.

4. ~

Frau Mangold verlangt die.TJnt.erteilung ihrer neu zugeteil—

~en ~ar.zelle Nr. 9 in mindestens 4 Einzelparzellen.

Der Regierungsrat hat schon öfters — letztmals mit RRB

Nr. 1486 vom 12. März 1976 entschieden, dass der Zwack

der Baulandumlegung die Schaffung von~•~bebaubaren oder

besser behaubaren Parzellen sei. Dieser Zweck ist durch

die Zuteilung der Parzelle 9 erreicht worden, Eine ijfiter—

teilung dieser Parzelle in vier oder mehr kleinere Bau—

parzellen ist nicht Sache der durchfölarenden Verwaltungs—

behorden, sondern ist und bleibt allein Sache des betreffen~

den Grundeigenturners. Die damit und daraus resultierenden

Verm~~ungs— und Grundbuchkosten können nicht der Umlegung

bel~-bet werden, Im vorliegenden Verfahren sind denn auch

weit grössere Flächen ebenfalls ununterteilt zugewiesen wer—

den, wo sich eine Parzellierung viel eher aufgedrängt hätte

als bei der Beschwerdefölarerin, so unter ander~m bei den

Nummern 6, 15, 45, 46, 53 und 55.

Die Beschwerde ist abzuweisen. Die Besch~qerdeführerjn l‘iat

eine Entscheidgebiilar von 100 Fra~ken zu 15e~ahlen, welche

durch Rechnung einzufordern~ist,
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IV,

Formell wurde das Verfahren richtig durchgeführt, Die zur

Genehmigung notwendigen und öffentlich aufgelegten Unter

lagen (Pläne alter und neuer Besitzstand,Eigentumer— und

Flächenverzeichnis sowie Dienstbarkeitentabelle) sind dem

Regierungsrat vollständig unterbreitet worden. D~r grund

sätzlichen Genehmigung der Baulandumlegung ~Hofacker, Sonn—

halde, Dubler, Bifang“ steht daher nichts mehr im Wege. Sie

ist zweckmässig und sachlich begründet, Es tritt die übliche

Gebührenbefreiung ein.

Es wird

beschlossen:

1. Die Baulandumlegung “Hofacker, Sonnhalde, Dubler, Bifang“

der Einwohn~gemsinde Nuglar wird grundsätzlich genehmigt.

2, Die Einwohnergemeinde Nuglar wird angewiesen, die Bauland—

umlegung vermessen und vermarken zu lassen und dem Bau—De

partement je 4 Pläne ~(l Plan auf Iieinwand) sowie 4 Zutei—

lungs— u±id Dienstbarkeitentabellen mit dem Gesuch um defini—

tive Genehmigung einzureichen,

5. Die Beschwerden Nrn, 1, 2,~ 4, 5, 6, 7, 10,: 11, 12 und 14

werden als gegenstandslos von der Geschäftskontrölle abge

schrieben, Der Kostenvorschuss wird teilweise zurücker

stattet, Für Auslagen, Porti, Schreibgebühren usw. wird

ein Kostenanteil von je 40 Franken berechnet,

4, Auf die Beschwerde Fritz Iehmann, Nuglar, wird nicht einge

treten, An die Kosten des Verfahrens hat Herr lehmann einen

Anteil von 100 Franken zu bezahl~n,

5, Die Beschwerden Bertha Frei—Hackspiel, Egon und Erwin Frei

und Marie Mangold werden abgewiesen, Si~ haben eine Ent—

scheidgebiihr von je lOOFranken zu bezahlen,



6, Die Beschwerde Egon und Erwin Frei betr. Wiedererwägung

wird abgewiesen, Die Beschwerdefiihrer haben eine Entscheid—

gebühr von 100 Franken zu bezahlen, welche mit dem Kosten—

vorschuss verrechnet wird.

7. Die Ei~rn~ohnergemeinde Nuglar hat eine G-enehmigungsgebülar

von 200 Franken und die Publikationskosten zu bezahlen.

8, Für die durch das Unternehmen erforderlichen gi~undbuch-~

lichen Aenderungen, Eintragungen und Löschungen werden

keine ~rundbuch— und andere Amtschreibereigebahren und

für die Eigentunsübertragungen keine Handänderungsge—

bühren erhoben,

9. Ueber die Erhebung einer Kapitalgewinnsteuer entscheidet

die zuständige Steuerbehörde,

PaulBorer-Bi~4~Nular

Kostenvorschuss Fr, 100,—--

• /. Auslagen usw, Fr, 40.——

Fr, 60,— (zurückerstatten)

~aladin-Rudin1~ular

Kostenvorschuss Fr. 100,——

‚/.Au~lagen usw. Fr, 40k——

Fr, 60,—-- (zurückerstatten)

~zSa1adin-RudinNu~lar

Kostenanteil für Aus.—
lagen usw. Fr, 40~—— (Staatskanzlei Nr. 410) RE

~(für Fritz Mangold, Nuglar)

Koste~nvo~chuss Fr, 100,—-.

•/. Auslagen usw.. ~s~_~~_t__

Fr. 60,—— (zurückerstatten.).
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Alex We~der-Fre~~glar

Ko~tenvorschuss

./. Auslagen usw.

~acksielNular

Kostenvorschuss

./. Auslagen usw.

jer~~aci~, Muttenz

Kostenanteil für Aus—
lagen usw.

Karl Saladin-~.Maillard

Kostenvorschuss

./‘ Auslagen usw.

~haFrei~~acksielNu~lar

Kostenvorschuss

./. Auslagen usw.

Fritz Lehmann, Nuglar

~~~rwin Frei (~Hd, von

EntscheidgebU~hr

Fr, 100,-—

Fr. 40,—— =
Fr. 60,—— (zurückerstatten)

Fr. 100.—— (Staatskanzlei Nr. 412) RE

Herrn Erwin Frei, Lausen)

Fr. 100,--

Fr, 100,——

Fr, 200,—— (Staatskanzlei Nr, 413) RE

~aladinAGNular

Kostenvorschuss

.7. Auslagen usw.

Fr, 100.——

Fr, 40,—--

Fr. 60,—— (zurückerstatten)

Fr. 100.——

Fr. 40.——

Fr. 60.—— (zurückerstatten)

Fr. 100,——

Fr~, 40v——

Fr. 60,—— (zurückerstatten)

Fr, 40,—— (Staatskanzlei Nr. 4ll)RE

Fr. 100.——

Fr, 40.——

Fr. 60,—— (zurückerstatten)
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~eNanolcl1~ular

Entscheidgebiihr Fr, 100,—— (Staatskanzlei Nr, 4l4)RE

~lar

Genehmigungsgebühr Fr. 200,—--

Publikationskosten Fr. 18,——

Fr, 218,— (Staatskanzlei Nr. 415) RE

Der Staatsschc~eiber

Bau—Departement (2)
Rechtsdienst pw (2)
Tiefbauamt (2)
Hochbauamt (2)
Amt für Raumplanung (2)

~E~uerverwaitung (2)
Finanzverwaltung (2), mit Anweisungen
Kreisbauamt III, 4143 Dornach
Amtschreiberei Dorneck, 4143 Dornach
Ammannamt der Einwohnergemeinde, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN/RE
Baukommission der Einwohnergemeinde, 4412 Nuglar
Ingenieurbüro A. Hulliger, 4145 Dornach
Paul Borer—Bislin, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN (Bifangstr, 272)
Hans Saladin—Rudin, Bifangstr, 261, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN
Bertha Frei-~Hackspiel, Hofackerstr, 246, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN
Fritz Saladin~Rudin, Hofackerstr, 270, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN/RE
Fritz Nangold—Salaclin, ]3ifangstr, 259, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN
Dr. Fritz Schumacher, Fürsprech, 4143 Dornach, EINSCHREIBEN
Urs Saladin AG, Weinhandlung, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN
Emil Saladin, Mönchweg 2, 6000 Luzern, EINSCHREIBEN
Marie lVIangold_Hackspiel, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN/RE
Egon und Erwin Frei, Nattenweg 1, 4415 Lausen (2), EINSCHREIBEN/RE
Alex Werder—Frei, Sonnhalde 260, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN
Alfred Hackspiel,Hofackerstr, 256, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN
Walter Saladin, Freidorf 45, 4132 Muttenz, EINSCHREIBEN/RE
Karl Saladin—Maillard, Winkel 7, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN
Fritz Lehmann, Bifangstr,, 4412 Nuglar, EINSCHREIBEN/RE
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AUSZUG M PROTOKOLL DES REÖIERUNGSRATES
Amt ~ür RaumpI~~~Q ES KANTONS SOLOTHURN

E 16.SEP.1977 VOM

14. September 1977 Nr. 5318

Mit Beschluss Nr. 1810 vom 25. März 1977 hat der Regierungsrat

die ~ulandumlegung “Hofacker, Sonnhalde, Dubler, Bifang“ der

Gemeinde Nuglar genehmigt. Gegen diese Baulandumlegung hat:..~

Herr Lehmann Beschwerde 1~eim Regierungsrat eingereicht, welcher

auf diese wegen formeller Gründe jedoch nicht eintrat. Am

9. April 1977 wandte sich Herr Lehmann erneut an den Regierungs—

rat; das Schreiben wird als Wiedererwägungsgesuch behandelt.

Legitimiert zur Stellung eines Wiedererwägungsgesuches sind die

Parteien des Verfahrens. Partei ist gemäss § 12 Verwaltungs—

r~öhts~f1egegesetz (VRG) jedermann, dessen Rechte und Pflichten

durch die Verwaltungssache berührt werden. Es ist unbestritten,

dass Herr Lehmann als Teilnehmer an der Baulandumlegung legi

timiert ist.

Zur Begründung des Wiedererwägungsgesuches legt Herr Lehmann im

Schrei‘~en vorn 9. April 1977 im wesentlichen dar:. “Am 23.. Juni

1976 habe ich vom Grundbuchgeometer beiliegendes Schreiben er

halten, woraus ersichtlich ist, dass eine Flächengleiche ab—

dre~ung vorgesehen ist. Daraus habe ich auch keine Eins.prache

in nützlicher Frist gemacht, da ich einer Schriftlichen zusage

volles Vertrauen schenkte. Kurz bevor die Einsprachefrist abge—

laufen ist hatte Herr Sa]adin—Rudin Hans (mein Nachbar) höchst

persönlich auf dem Planungsburea~ vorgesproche~.DieSe beiden

hatten ein ganz anderes Projekt ausgearbeitet zu grossem Nutzen

von Herrn Saladin womit~ si~ mir in der ganzen Länge 4 m dem In

teressenten zuschieben. Bis heute hatte mir weder das Planungs—

bureau noch die Gemeinde von di~sem Rosstöterdrick eine Mit

teilung gemaäht. Nach dem Einsp±~a~hetermin lösten sich die

Kehlen und ein jubelndes Wirtschaftsgespräch bringt mir diese
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Botschaft zu Ohren0 Auch nach dem Einsprachetermin hatte mir

Herr Saladin-Rudin Hans (Nachbar) diesen Ablauf geschildert,

womit ich sofort eine Einsprache machte wenn auch verspätet,

nicht wegen meinem Verschulden, sondern weil ich hintergangen

worden bin, 0 Solche Männer haben mich enttäuscht und bin

überzeugt, dass der Komunismus auf solche Art gepflegt wird

(nur nebenbei).,...,,H

Diese Darlegungen des Gesuchstellers vermbgen nicht zu über

zeugen0 Herr Lehmann hat nämlich, weil er offenbar mit der

Baulandumlegung (AuflagepI~n) einverstanden war, innert der

Auflagefris~en (24, Jan~uar bis 22, Februar und 26, April bis

26.Mei 1976) keine Einsprache ~rhoben, Erst als er von den

angeblichen Machen~chaften seines Nachbar~ und des G-eömeter-~

büros bei Wirthausgesprächen Kenntnis erhielt, reichte er eine

~Einsprac.heu ein. Auf diese konnte jedoch aus formellen Gründen

nicht eingetreten werden, Die vom Geometerbüro und von Herrn.

Saladin ausgearbeitete Variant:e wurde Herrn Lehmann mit Schrei—

ben vom 23. Juni 1976 zugestellt mit der Aufforderung, den

Plan zu unterzeichnen und zu retournieren, wenn er sich damit

einverstanden erklären könnte. Auf dieses Schreiben reagierte

Herr Lehmann nicht, so dass es beim Auflageplan blieb. Die ge

nehmigte Baulandumlegung entspricht den Auflageplänen, Herr

Lehmann hat es offenbar verpasst, rechtzeitig Einsprache zu

erheben. Den Fehler mbchte er nun korrigiert wissen, indem

~r verlangt, den Regierungsratsbeschluss Nr. 1810 vom 25. März

1977 in Wiedererwägung zu ziehen, unter Angabe unerwiesener und

folglich unerheblicher Behauptungen~

Eine Wiedererwägung kann nach §. 28 VRG nur dann mit Erfolg ver

langt werden, wenn neue erhebliche Tatsachen oder Beweismittel

vorliegen oder geltend gemacht werden, Fehlen diese Erforder—

nisse~ so ist auf das Gesuch nicht einzutreten, Um eine Wieder-

erwägung des regierungsrätlichen Genehmigungsbeschlusses zu ~r—

reichen, müssten also erhebliche Fakten oder Beweismittelg~gnn—



über dem materiellen Gehalt des Regierungsratsbeschlusses vom

25, März 1977 und nicht gegenUber dem Auflageverfahren geltend

gemacht werden kbnnen, Derartige ~ualifizierte Gründe werden

vom G~suchsteller nicht dai~getan. Das Bundesgericht verlangt

von einem Növum “eine gegenüber deA Tatbestand des ersten Ent

scheides wesentlich_verhinderte_Sac~~e ‚‚‚‚ oder es müsste

der Gesuchsteller wenigstens sor~st für die Beurteilung der

Verhältnisse erhebliche Tatsachen oder Beweismitte.l anrufen

kbnnen, die ±‘riiher nicht bekannt waren, odei‘ die in jenem

Verfahrefi ~1tend zu mach~~~r ihn unrn~ lich war oder keine

~~~lassunrbestaiad~ (vgl. EGE 67 1 73)

In diesem Sinne hat der Regierungsrat eine langjährige Praxis

schon unter der Herrschaft von § 75 Vollziehungsverordnung zum

Gemeindegesetz (VV GG) entwickelt, Er trat auf eifl. Wiederer~-~.

wägungsgesuch nur ein, wir zitieren “wenn ein erweisbarer Irr

tum hinsichtlich entscheidender Tatsachen gewaltet hat oder

wenn neue erhebliche Tatsachen oder Boweismittel vorgebracht

werden, welche der Gesuchsteller nicht kannte oder wegen Ver

hältnissen, welche ausserhalb seiner Gewalt lagen, nicht vor

lagen oder geltend machen konnte“ (GE RE. 1949, 8 Ziffer 2;

1950, 15 Ziffer 4 und 1970, 25).

Im vorliegenden Fall können neue erhebliche Tatsachen oder

Beweismittel, welche zu einem andern Entscheid führen kannten,

nicht geltend gemacht werden, Im G-egent4l erwe~st sich der

fragliche Entscheid nach wie vor als richtig un~d angemessen,

Auf das Wiodererwagungsgcsuch ist daher nicht einzutreten,

Es wird eine Gebühr von 100 Frankbn erhoben, Da Herr Lehmann

die Entscheidgebuhr, die im Regierungsratsbeschluss Nr, 1810

vom 25, März 1977 festgesetzt wurde, noch iücht be~ahlthat,

wird ihm zur~

bis 15, Oktober 1977 gesetzt, Sollte diese Frist verstreichen,

ohne dass die Entscheidgebiihr bezahlt worden ist, wird die

Staatskasse beauftragt, die Betreibung einzuleiten,
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Es wird

beschlossen:

1. Auf das Wiedererwägungsgesuch wird nicht eingetreten.

2, Es wird eine Entscheidgebühr von 100 Franken erhoben.

3, Zur Bezahlung der EntscheidgebUkr (ERB Nr. 1810 vom

25.März 1977) wird Herrn i~ritz Dehmann letztmals Frist

gesetzt bis 15. Oktober1977,

Versti~eicht die Frist, ohne dass dieRechnung (Nr. 50309

vom 31. März 1.977 .h.eg~J.Qb~1 wurde, wird die Staatskasse

beauftragt, die Betreibung gegen Herrn Lehmann einzu1ei~

ten. .

Entschmid ebiAhr Fr. 100;——
Staatskauzlei Nr. 90~3~

Der Staatsschreiber

~

Bau—Departement (3) pw
Rechtsdienst (2) pw
Amt für Raumplailung (2)
Finanzverwaltung (2)
Ammannamt der Einwohnergemeinde, 4412 Nuglar
Fritz Lehmann, Byfang 178, 4412 ~Nuglar, EINS0f~EIBEN, mit

Rechnung Nr. 50309 vom 31. März 1977 und Rechnung für
Entscheidgebühr)

Ingenieürbüro Hulliger,. Solothurnerstr, 10, 4143 Dornach


